
Deutsche Bahn: Zwischen Tarifkämpfen und
Umstrukturierung

Leo Drais, Neue Internationale 274, Juni 2023

An sich kann so ein Eisenbahnsystem eine feine Sache sein, das Rückgrat einer umfassenden
Verkehrswende, überall auf dem Kontinent in einem stabilen Netz mit hoher Taktung und für alle da.

Züge werden sicher auf einem Gleis geführt. Eine ganze Reihe an funktionierenden
Sicherungssystemen wie Stellwerken oder Zugbeeinflussungen sorgt dafür, dass keine Kollisionen
passieren und Weichen und Bahnübergänge sicher befahren werden können. Geschehen einmal
menschliche Fehler, greift die Technik ein. Ein gut ausgebildetes Eisenbahnpersonal weiß mit
Störungen souverän umzugehen, hat dafür ein widerspruchsfreies und anwendungsorientiertes
Regelwerk zur Hand und ist für Reisende überall mit Rat und Tat da.

So faszinierend wie ausgereift.

Und dann noch der bestechende Vorteil in der Klimabilanz. Das System wird flächendeckend mit
Strom aus erneuerbaren Energien durch eine Oberleitung versorgt und muss seine Energie daher
nicht mitführen. Beim Bremsen wird eine große Menge Strom zurückgespeist, wobei der
Energieverbrauch pro Tonne sowieso schon viel geringer als bei Straßenfahrzeugen ist. Durch die
geringe Reibung zwischen Stahlrad und Schiene kann ein durchschnittlicher erwachsener Mensch
eine 80 Tonnen schwere Lok im ebenen Gleis von Hand verschieben.

Die schöne Welt der Eisenbahn.

Nur, so ist sie nicht.

Sinnbildliche Entgleisung

In der deutschen Bahnwelt ist das alles höchstens teilweise vorhanden, wenn überhaupt.
Verspätungen und Ausfälle kennen alle. Weniger bekannt ist, was die Ursachen dafür sind. „Gründe
dafür sind Verzögerungen im Betriebsablauf“, eine euphemistische Tautologie, eine
schöngerechnete Statistik, ausgefallene Züge gelten nicht als verspätet. Der Streik der EVG Ende
März bedeutete für DB Fernverkehr den pünktlichsten Tag seiner Geschichte – wo kein einziger Zug
fährt, kann doch im DB-Neusprech auch keiner verspätet gewesen sein?

Die Verzögerung ist doch nicht anderes als eine synonyme Verspätung, aber warum gibt es sie? Da
sind die Gleise, die nicht mehr vorhanden sind oder nur noch eingeschränkt befahren werden
können. Da sind die Züge, die kaputt sind, ohne Ersatz. Da ist das Personal, das es nicht gibt. Aber
auch das sind ja Symptome, keine Ursachen einer privatwirtschaftlich ausgerichteten Bahn im
Staatsbesitz. So bleibt man gerade auf einem durchschnittlich soeben noch erträglichen Level, dort
festgehalten von Kolleg:innen, die trotz literweise Eisenbahnherzblut die Schnauze voll haben und
sich sagen „So geht es nicht weiter!“, und am nächsten Tag geht es doch weiter, irgendwie,
vielleicht sogar mal zufällig ganz nach Plan. Der Zusammenbruch des Bahnbetriebs droht nicht an
einem Tag X in der nahen Zukunft, er findet täglich statt, mal nur punktuell, dann regional und beim
nächsten Herbststurm mal wieder flächendeckend.

Dass es so nicht weitergehen darf, dieser Meinung sind auch FDP, CDU und Grüne. Sie meinen, die
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Fehler der ersten Bahnreform von 1994 erkannt zu haben und fordern schon länger eine
Bahnreform 2.0. Was die SPD im Koalitionsvertrag noch durch Verklausulierung abtun wollte, wurde
im April von der Union mit einem Reformpapier wieder in die Debatte getragen. Leider darf man
nicht darauf hoffen, dass die Bestrebungen im Bundestag wie alle anderen Absichtserklärungen zu
einer besseren Bahn im Tagesgeschäft von Parlament und Autoministerium untergehen. Es scheint,
als würde die Bahn ab 1. Januar wirklich von allen Problemen befreit – InfraGo!

Die Ideen der Union einerseits und von FDP und Grünen in der Ampel andererseits sind nicht
deckungsgleich, aber teilen eine gemeinsame Motivation: die weitere Trennung von Netz und
Betrieb, eine Losung, die bereits bahntechnische Ahnungslosigkeit, dafür politischen
Neoliberalismus offenbart.

Das Rad-Schiene-System ist eines, wo kurz gesagt im Zug Triebfahrzeugführer:innen sitzen und
diesen fahren und vom Stellwerk aus Fahrdienstleiter:innen diesen lenken. Beide gestalten
Bahnbetrieb, netz- und fahrzeugseitig. Kein anderes Transportsystem verfügt über eine innigere
Verbindung zwischen Fahrweg und Fahrzeug. Allein schon deshalb ist beide voneinander zu trennen
nichts anderes als eine sinnbildliche Entgleisung.

Aber aus neoliberaler Sicht macht diese seit Jahrzehnten Sinn. Denn während es (Großbritannien
hat es vorgemacht) kaum möglich ist, die sehr aufwendige und komplexe Fahrweginfrastruktur
gewinnbringend zu privatisieren, ohne dass sie binnen kürzester Zeit wirklich unbefahrbar wird, ist
das mit Fahrzeugen eher möglich. Immerhin operieren sich gegenseitig im Weg stehend in
Deutschland mittlerweile 400 sogenannte Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) auf den Gleisen
der bundeseigenen DB Netz AG, wobei hinter vielen dieser EVU auch nur große Monopole oder
Töchter anderer europäischer Staatsbahnen stehen.

KaputtGo

Die Ampel sieht vor, ab dem 1. Januar 2024 die Infrastruktursparten DB Netz und DB Service und
Station zusammenzuführen – Name: InfraGo, „Infrastruktur gemeinwohlorientiert“, ein Ansatz der
im Gegensatz zum Begriff der Gemeinnützigkeit zu nichts verpflichtet.

Das ist sicher sinnhaft, immerhin ist die Trennung zwischen Bahnsteigkante (DB Service und
Station) und Gleis (DB Netz) eine Lücke, die Reisende beim Einstieg in den Zug (der dann DB Regio
oder Abellio oder Transdev  oder … gehört) zwar mühelos überschreiten, aber innerbetrieblich
mitunter unüberwindbar scheint. Diese Infrastruktursparte, zu der DB Energie wiederum nicht
gehören soll, obwohl ein Zug so wenig ohne Strom oder Diesel fahren kann wie ohne Gleis, soll zu
100 Prozent im „integrierten DB-Konzern“ verbleiben.

Aber was steht sonst noch im Koalitionsvertrag? Man wolle die DB in öffentlicher Hand
weiterführen, man wolle die Struktur und Transparenz verbessern, die Infrastruktursparte dürfe
ihre Gewinne behalten, und man beabsichtige, mehr in letztere zu investieren. Außerdem würden
die EVU markt- und gewinnorientiert weitergeführt.

Diese Klauseln lassen viel Spielraum. Klar ist jedoch, dass man zwischen einem „Weiter so“, einem
„Irgendwie muss es besser werden“ und einem „Da lässt sich doch Geld mit verdienen“ liegt. Am
grundlegenden Gedanken – der Staat pumpt Steuergeld in die Infrastruktur, die EVU fahren auf
dieser, unterbieten sich und verdienen Geld, das auf Kosten der Reisenden und Beschäftigten in
privater Hand (oder der anderer DB-Unternehmen oder Staatsbahnen) landet – wird nichts
geändert. Letzteres ist in den vergangenen Jahren im Nahverkehr wiederholt in die Hose gegangen,
Stichwort Abellio Baden-Württemberg.



Darüber hinaus lassen die Ideen der Ampel die Tür zu einer Teilprivatisierung anderer DB-Teile
außerhalb der Infrastruktur offen, schließen dafür die, durch die von staatlicher Seite her
Investitionen ins rollende Material (bspw in eine große europäische Nachtzugflotte) stattfinden
sollten.

Die Pläne der Union laufen demgegenüber auf eine offenere Zerschlagung hinaus. Sie will eine
Autobahn-GmbH 2.0, sprich die Schieneninfrastruktur in eine GmbH des Bundes überführen.
Scheuer weiß eben, wie es geht. Begründet wird dies damit, dass bei einer AG wie der DB der
Durchgriff der Eigentümerin ins Geschäft des Konzerns fehle, eine GmbH ermögliche diesen. Der
DB-Konzern solle weiterhin ein international tätiger Logistikkonzern bleiben – immerhin ist DB
Schenker die Profitperle von dem Laden, der außerdem „im Hinblick auf China“ stark bleiben
müsse.

Weder der eine noch der andere Plan wird uns ein Eisenbahnsystem bringen, das dem
beschriebenen Verkehrswendetraum aus der Einleitung näher kommt. Weder InfraGo im DB-
Konzern, noch eine bundeseigene Schienen-GmbH ändern etwas an den neoliberalen strukturellen
Problemen, nichts daran, dass beim gegenwärtigen Planungsrecht und Investitionsstau der Ausbau
der Oberleitung noch 175 Jahre dauert, bis das gesamte Netz elektrisch fährt. Es ändert nichts
daran, dass das, was 30 Jahre lang zerstört, runtergefahren und entlassen wurde, unter
kapitalistischen Bedingungen nicht in ein, zwei Jahren repariert, ausgebaut, eingestellt, ausgebildet
ist. Es verkleinert nicht den Managementwasserkopf auf das gesamte Bahnsystem hin betrachtet,
wo jedes Unternehmen natürlich seinen eigenen hat. Es ändert nichts an der politischen
Bevorzugung der Straße gegenüber der Schiene. Deutschland – Autoland, passend waren die Ex-
Chefs der DB Mehdorn und Grube Zöglinge der Autoindustrie, und keiner von beiden hatte
vergessen, wer ihn groß gemacht hat.

Und es bleibt vermutlich dabei, dass die Schweiz 5 – 6 mal mehr pro Kopf in die Schiene steckt als
die BRD.

Und die Gewerkschaften?

Die unterschiedliche bahnpolitische Ausrichtung von Union und Ampel findet ihren Spiegel in den
Gewerkschaften EVG und GDL und passt „zufälligerweise“ zum Parteibuch ihrer Vorsitzenden.

Die „Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer“ (GDL) mit ihrem großen Vorsitzenden Claus
Weselsky (CDU) steht für eine Zerlegung des DB-Konzerns, die „Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft“ (EVG) mit dem ehemaligen SPD Bundestagsabgeordneten Martin Burkert an
der Spitze der Bürokratie will die DB behalten.

Hinter beidem steht ein politisches Kalkül der jeweiligen und konkurrierenden Apparate. Die DGB-
Gewerkschaft EVG ist historisch eng mit dem DB-Konzern verflochten. Der frühere Vorsitzende der
Vorgängerin Transnet, Norbert Hansen, ist damals dann auch mir nichts, dir nichts vom Vorstand
der Gewerkschaft in den des Konzerns gewechselt. Viele ihrer Mitglieder arbeiten in Büroetagen der
DB AG und es ist vor allem dieser Konzern, wo die EVG insgesamt eine Mitgliedermehrheit
gegenüber der GDL hat. Zudem gibt es wohl hunderte EVG-Betriebsräte, die ihr Pöstchen eben in
einem der vielen DB-Wahlbetriebe besetzen, wo die GDL bisher nicht gut ihren Fuß reinbekommen
hat. Logisch, dass da im Apparat die Alarmglocken schrillten, als die FDP und Grünen während der
Koalitionsverhandlungen mit ihren Zerschlagungsplänen um die Ecke kamen. Es wurde eine Demo
in Berlin organisiert, und die mit dem EVG-Apparat verbundene SPD setzte die oben beschriebenen
Klauseln durch. Hauptsache, erstmal regieren! Jetzt machen ihre Koalitionär:innen Ernst und es
hängt tatsächlich an der SPD, ob und in welcher Form InfraGo kommt.



Die GDL (Mitglied im historisch konservativen Beamtenbund) rechnet dafür darauf, dass eine
Zerschlagung der DB ihren Einfluss im Eisenbahnsektor unterm Strich vergrößern würde. Sie ist in
der DB vor allem in Opposition zur EVG und hierin durch härter geführte Tarifkämpfe und ein verbal
lauteres Donnerwetter groß geworden. Die von der Transnet Verratenen fanden eine
Alternativgewerkschaft, die seither vieles durchsetzten konnte, was die EVG dann nachgetragen
bekam. Trotzdem – und hier kommt das von Burkert und SPD mit gebaute und verabschiedete
Tarifeinheitsgesetz ins Spiel – hat in vielen der DB-Unternehmen die EVG die Mehrheit oder ihr
wurde sie zweifelhaft zugesprochen (S-Bahn Berlin). Heißt: Der Tarifvertrag der EVG gilt, nicht der
der GDL. Und es ist was dran, wenn Claus Weselsky der DB eine größere Nähe zur EVG vorwirft.
Trotzdem und ganz gleich, ob darin mehr Kritik oder Neid liegt (auch die GDL-Spitze will zuerst
Sozialpartnerin sein, auch ihre Führung verbringt mehr Zeit mit Vorständen und Aufsichtsräten als
mit den Beschäftigten an der Basis), Weselsky musste die Kränkung erfahren, dass die EVG beim
Streik aufgrund einer besseren Organisiertheit in den Stellwerken das schaffte, was der GDL bisher
nicht gelang – weitgehender Stillstand auf den Schienen.

Während sich die GDL in den letzten Jahren bei Tarifverhandlungen oft als die kämpferischere
Gewerkschaft präsentierte, steht sie bei der Frage der Zerschlagung der DB deutlich rechts von der
EVG. Während letztere ein Bündnis mit Bahnvorstand und der SPD in dieser Frage sucht, sekundiert
die GDL den Neoliberalen von CDU, FDP und Grünen und der Seite der konkurrierenden
Kapitalfraktionen.

Vom GDL-Vorstand gibt es daher erst gar keine Vorbehalte gegen die weitere Bahnprivatisierung.
Doch auch die EVG-Spitze spricht nicht wirklich an, was notwendig wäre, um die Eisenbahn stabil
einzugleisen, so dass es heißen muss: Nein zur Zerschlagung der DB, aber auch kein weiter so als
DB! Keine Kungelei mit dem DB-Vorstand in dieser Frage! Einem technisch untrennbaren System
muss nicht nur eine ebensolche organisatorische Struktur entsprechen. Es kommt auch darauf an,
wer diese in wessen Interesse kontrolliert und umbaut – in der eines staatlichen, gewinnorientierten
Konzerns oder in dem der Beschäftigten und lohnabhängigen Nutzer:innen? Das heißt, eine
verstaatlichte europäische Bahn ohne Gewinnausrichtung und unter Kontrolle der Lohnabhängigen
und Nutzer:innen muss das Ziel sein!

Dies wäre ein Schritt zu einem integrierten, europäischen Verkehrssystem. Ein solches wird jedoch
auf privatkapitalistischer Basis nie zu haben sein, es erfordert nicht nur technische Kompetenz,
massiven Ausbau des öffentlichen Verkehrs und dementsprechende Neueinstellungen, sondern auch
eine demokratische planwirtschaftliche Reorganisation der gesamten Produktion und Infrastruktur
im Verkehrssektor.

Ansatz Tarifrunden

Spricht man diese Vorstellungen aus, treffen sie auf Zustimmung und offene Ohren unter
Kolleg:innen, aber in der Folge darauf sofort auch auf Resignation und Fatalismus. Daran tragen
beide – GDL wie EVG – ihren Anteil. Ihre Politik läuft darauf hinaus, der neoliberalen Realität eines
zerstörten Bahnsystems nicht eine andere mögliche Realität entgegenzuhalten, sondern wesentlich
den eigenen Platz in hunderten Bahnunternehmen zu finden und ihn der anderen Gewerkschaft
nicht zu überlassen. Gesetzen wird sich sogar verbal gefügt, der Realität sowieso. „Es ist nun einmal
so, wie es jetzt ist, die Bahnreform ist lange passiert, es gibt kein Zurück mehr.“ Visionen werden als
Träumerei abgetan, nett zwar, aber eben – unrealistisch.

Es ist die Aufgabe aller linken Eisenbahner:innen klarzumachen, dass das Jetzt keine
Unvermeidlichkeit darstellt, eine andere Bahn möglich ist, auch wenn sie nicht vom Himmel fällt und
es viel Ausdauer dafür braucht. Ansätze dafür sind da. Wer das als Träumerei abtut, für den wird es
schwerlich ein Erwachen aus dem gegenwärtigen Albtraum geben können.



Die künstliche Trennung zwischen Netz und Betrieb zu beenden, heißt die Spaltung zwischen den
Eisenbahner:innen in zwei Gewerkschaften zu überwinden.

Was jetzt gerade zwar ein gewisses Feuer in die Tarifrunden bringt, ist auf lange Frist und in der
täglichen Zusammenarbeit schädlich. Dass die gerade in Tarifverhandlungen stehende EVG-Spitze
noch keinen schlechten Abschluss wie ver.di bei der Post oder im öffentlichen Dienst unterschrieben
hat, liegt nicht nur daran, dass die Angebote der DB so beschissen waren und der Druck durch die
Inflation hoch ist, sondern eben auch daran, dass im Hintergrund eine GDL lauert, die ab Herbst
verhandeln und sich entsprechend auf alles konzentrieren wird, was die EVG nicht abschließt.

Darüber hinaus bringt die Spaltung zwischen EVG und GDL jedoch nur ihren Apparaten (beide
existieren durch sie) und den Unternehmen was. Beide Apparate haben ein paternalistisches
Verständnis ihren Mitgliedern gegenüber: Die EVG schrieb in ihrem letzten Aushang so was wie
„Wir verhandeln weiter, es kann jedoch sein, dass wir Euch nochmal brauchen.“ Beide wollen die
Kontrolle über die Kämpfe behalten und nicht der Basis überlassen. Beide haben kein Interesse, die
der DB vorgeworfene intransparente Struktur bei sich selbst durch direkte Wählbarkeit und
jederzeitige Abwählbarkeit aller Funktionär:innen zu ersetzen, führen Tarifgespräche hinter
verschlossenen Türen, tätigen Abschlüsse, die unter Umständen für viel Unmut sorgen.

Die drohende Zerschlagung der Bahn – um nicht immer beim verharmlosenden Wort
Umstrukturierung zu bleiben – stellt letztlich für die Beschäftigten und Nutzer:innen einen noch
grundlegenderen Angriff als die Tariffragen dar. Doch genau für diese sieht das deutsche Recht
keine Streikmöglichkeit vor. Das erschwert natürlich objektiv die Kampfbedingungen, zumal die
EVG-Führung peinlich darauf achtet, nicht über das gesetzlich Vorgegebene hinauszugehen. Umso
dringender ist es, dass klassenkämpferische Gewerkschafter:innen in EVG und GDL das Spiel ihrer
eigenen Führungen nicht länger mitmachen und einen gemeinsamen Kampf gegen die sog.
Bahnreformen fordern, ein klares NEIN zu jeder Zerschlagung und weiteren Privatisierung. Um
diesem Angriff entgegenzutreten, braucht es gemeinsame Belegschaftsversammlungen und die
Vorbereitung von Arbeitskampfmaßnahmen bis hin zu unbefristeten politischen Streiks. Eine solche
Bewegung bedarf zugleich der Unterstützung der gesamten Arbeiter:innenklasse, aller
Gewerkschaften.

Das alles sind Punkte, um eine Opposition gegen festgefahrene und undemokratische
gewerkschaftliche Strukturen, aber auch gegen die der Eisenbahn selbst aufzubauen, um überhaupt
erstmal wieder die Diskussion darüber zu führen, wie alles anders sein könnte und wie wir konkret –
per Bahn – dahin kommen.


